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munen helfen müsse bei den finan-
ziellenLasten. Insbesonderedieho-
he Zahl derer, die vor dem russi-
schen Angriffskrieg in der Ukraine
geflohen sind, hat die Flüchtlings-
zahl im vergangenen Jahr in
Deutschland stark ansteigen lassen.
Ablehnend melden sich die Op-

positionsfraktionen von CDU und
AfD sowie die Gruppe der FDP zu
Wort. Thomas Kemmerich (FDP)
bezeichnet Ramelows Vorstoß als
„Nebelkerzen-Politik“. Der AfD-
Abgeordnete Stefan Möller wirft
dem Regierungschef vor, „die Asyl-
verwaltung auf Kosten der Bürger
entlasten“ zu wollen. Unterstüt-
zung erhält Ramelow vom Koali-
tionspartner. Der migrationspoliti-
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Für Axel Heyder erfüllt sich
ein beinahe vergessener Jugendtraum

Vermieter geht Kontostand nichts an
Thüringer Datenschutzbeauftragter Lutz Hasse weist solche Forderungen zurück

Sibylle Göbel

Erfurt. Aus Sicht des Thüringer
Datenschutzbeauftragten ist es
„höchst fraglich“, ob Vermieter von
potenziellenMietern neben den üb-
lichen Unterlagen die Kontoauszü-
ge eines gesamten Monats verlan-
gen dürfen. Bei der Entscheidung
für einen Interessenten sei es zwar
erforderlich, dass dieser einen Ein-
kommensnachweis vorlegt – bei-
spielsweise eine Lohn- oder Ge-
haltsabrechnung oder einen Ein-
kommensteuerbescheid in Kopie.
Dabei dürften aber jeweils nicht er-
forderliche Angaben geschwärzt
werden. Die Vorlage der Kontoaus-
züge eines vollständigenMonats sei
hingegen„auch imHinblickaufden
Nachweis des Einkommens nicht
erforderlich“, betont Lutz Hasse.
Hintergrund seiner Feststellung

ist die auf derWebsite eines Thürin-
ger Vermieters aufgelistete Forde-
rung, neben Unterlagen wie der
Mieterselbstauskunft auch die voll-

ständigen Kontoauszüge eines Mo-
nats vorzulegen. Der Vermieter be-
wirtschaftet Wohnungen und Ge-
werberäume unter anderem inWei-
mar, Gotha und Hildburghausen.
Der Verband der Thüringer Woh-

nungs- und Immobilienwirtschaft,
dem 221 Unternehmen mit einem
Gesamtbestand von fast 264.000
Wohnungen angehören, teilt auf
Anfrage mit, dass dieser Vermieter
kein Verbandsmitglied sei und von
keinem der Verbandsmitglieder ein
solches Vorgehen bekannt sei.

Eine Sprecherin verweist zudem
auf das Buch „Datenschutz in der
Wohnungswirtschaft“: Danach
sind bei der Entscheidung für einen
Mietinteressenten die Vorlage von
Nachweisen zu den Einkommens-
verhältnissenunddasEinholen von
Bonitätsauskünften (Schufa-Aus-
kunft) vor Abschluss eines Mietver-
trages zulässig.Nur imFall eines ne-
gativen Eintrags sei bei der Schufa
eineAuskunft für den zweitplatzier-
ten Bewerber einzuholen.

werden, umeinenBesichtigungster-
min zu organisieren. „Nach der Er-
klärung derMietinteressenten, eine
Wohnung anmieten zu wollen, dür-
fen Daten zum Familienstand und
Angaben zu den imHaushalt leben-
den Personen eingeholt werden“,
sagt Hasse. Daneben seien die Fra-
ge nach einem noch nicht abge-
schlossenen Verbraucherinsolvenz-
verfahren zulässig und Angaben zu
Arbeitgeber, Beruf und Einkom-
mensverhältnissen erforderlich.
Erst wenn die Entscheidung für
einen bestimmen Interessenten ge-
troffen wurde, müsse dieser sein
Einkommen nachweisen. Hasse
kündigtean, sichmitdemVermieter
in Verbindung setzen zu wollen.
Verbraucherschützer weisen im-

mer wieder darauf hin, dass perso-
nenbezogeneDatenwie die Schufa-
Auskunft keineswegs schon bei der
Wohnungsbesichtigung vorzulegen
sind. Eine solche Auskunft bereits
bei dieser Gelegenheit zu verlan-
gen, sei schlicht illegal.Klare Kante

Dem Thüringer Datenschutzbe-
auftragten zufolge dürfen vor der
Wohnungsbesichtigung allenfalls
Angaben zur Identifikation erfragt

Es ist höchst fraglich,
inwieweit von einer
Rechtmäßigkeit der

Erhebung solcher Daten
ausgegangen werden

kann.
Lutz Hasse,

Thüringer Landesbeauftragter
für den Datenschutz

Es ist einpaar Jahreher, dass ichdie-
se Erfahrung selbstmachenmusste:
Nach dem Hinweis, dass es zumin-
dest zweifelhaft ist, vonMietinteres-
senten schon zurWohnungsbesich-
tigungUnterlagenwie denEinkom-
mensnachweis oder eine Schufa-
Selbstauskunft zu verlangen, lachte
mich derMakler aus. „Tja“, sagte er,
„dann haben Sie leider schlechte
Karten.“AndereWohnungssuchen-
de hätten damit nämlich kein Prob-
lem, ließ er mich wissen – und ein-
fach abtreten. Die Wohnung haben
wir natürlich nicht bekommen.
Nur ein Beispiel dafür, wie die

Wohnungsknappheit die Regeln
dessen diktiert, wasMietinteressen-
ten über sich preisgeben: Ange-
sichts der Enge auf demWohnungs-
markt kapitulieren viele Woh-
nungssuchende vor derDreistigkeit
von Vermietern, die schon beim
Erstkontakt umfangreichste Daten-
sätze verlangen. Nun ist zwar nach-
vollziehbar, dass Vermieter sich vor
möglichen Zahlungsausfällen
durch den Mieter oder gar vor
„Mietnomaden“ schützen wollen.
Doch der – durch eine verfehlte
Politik in vielen Bereichen – ent-
standene Wohnungsmangel darf
nicht dazu führen, dassMietinteres-
senten alles hinnehmen müssen.
Wie es jetzt auch nicht die Lösung
sein kann, ältere Menschen durch
drastische Mietsteigerungen aus
großenWohnungen zudrängen,wo
es doch an kleinen, bezahlbaren ge-
nauso fehlt. Wenn dem Treiben all-
zu neugieriger Vermieter nicht bald
der Riegel vorgeschoben wird, kön-
nenwir uns so etwas wie die Daten-
schutzgrundverordnung sparen.

DieNeugier
derVermieter

Klare Kante

Sibylle Göbel über die Folgen
der Wohnungsknappheit
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Strompreis-Deckel
„teuerundunfair“
Berlin. Ein Industriestrompreis für
energieintensive Unternehmen ist
aus Sicht des Deutschen Instituts
für Wirtschaftsforschung (DIW)
ökologisch und ökonomisch falsch.
„Er ist teuer und unfair gegenüber
nicht privilegierten Unternehmen
und Haushalten“, sagte DIW-Ener-
gieexpertin Claudia Kemfert dieser
Zeitung.Die besteStrompreisbrem-
se wäre der schnellere Ausbau der
erneuerbaren Energien. fmg Seite 4

Agrarminister
fordernmehrGeld
Berlin.DieLänderhabenvomBund
mehr Geld als die versprochenen
eine Milliarde Euro für den Umbau
der Nutztierhaltung in Deutsch-
land gefordert. Es fehle derzeit an
der finanziellen Absicherung, sagte
Sachsens Landwirtschaftsminister
Wolfram Günther (Grüne) nach
einer außerordentlichen Agrarmi-
nisterkonferenz in Berlin. dpa

Berlin.Der Berliner Virologe Chris-
tian Drosten hat vor einer ernsthaf-
ten Tropenkrankheit hierzulande
gewarnt. „In Deutschland breitet
sich das West-Nil-Virus aus“, sagte
er dieser Zeitung. „Die Zahl der
Stechmücken,diedasVirusmit sich
tragen, scheint aktuell zu steigen.
Sie kommen inzwischen in Berlin
und in einem großen Teil von Ost-
deutschland vor.“ Drosten machte
deutlich, dass er die Entwicklung
auch auf den Klimawandel zurück-
führt. Das West-Nil-Virus sei über
Zugvögel aus tropischen Breiten
eingeführtworden. „Manweiß,dass
es inzwischen hier überwintert,
wohl auch weil es nicht mehr kalt
genug wird“, sagte der Leiter des
Instituts für Virologie an der Berli-
ner Charité. fmg Seite 5

Drostenwarnt
vorAusbreitungvon
Tropenkrankheiten

Erfurt. Ministerpräsident Bodo Ra-
melow (Linke) schlägt eine großzü-
gige Bleiberegelung für Asylbewer-
ber vor. Er spricht sich für eine pau-
schale Anerkennung aller nach
2014 angekommenen Schutzsu-
chenden aus, sofern diese mindes-
tens drei Jahre in Deutschland ge-
lebt haben, ohnenegativ auffällig zu
werden. So könne das Asylsystem
entlastet werden, sagte er. „Dann
könntenwir uns die ganzeBürokra-
tie und die Abschiebedebatten spa-
ren. Dann müssten wir auch keine
Arbeitskräftemehr anwerben“, sagt
Ramelow mit Blick auf den Flücht-
lingsgipfel im Kanzleramt am 10.
Mai. Der Linken-Politiker betont,
dass der Bund Ländern und Kom-

London. Die Welt blickt an die-
sem Sonnabend auf Großbritan-
nien. Dort wird Charles III. zum
König gekrönt und mit dieser

goldenenKutsche fahren.Millio-
nen Menschen vor Ort oder am
Bildschirm sind dabei.
Seiten 3, 28, Sonderbeilage
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sche Sprecher der SPD-Fraktion,
Thomas Hartung, sagt, die An-
erkennung sei die „logische Folge
eines fast jahrzehntelangen unbe-
scholtenen Aufenthaltes in
Deutschland“. Er betont: „Es
spricht nichts dagegen, Menschen
mit Migrationshintergrund, die aus
eigenenKräften für ihrenUnterhalt
sorgen, anzuerkennen.“
Thüringens Migrationsbeauftrag-

te Mirjam Kruppa hat Überlegun-
gen der Bundesregierung für einen
verschärften Kurs in der EU-Migra-
tionspolitik scharf kritisiert. Zuvor
hatte sich Bundesinnenministerin
Nancy Faser (SPD) fürÄnderungen
in der Flüchtlingspolitik ausgespro-
chen. epd/dpa Seite 6

Ramelow für großzügiges Bleiberecht
Ministerpräsident will Abschiebedebatten bei Asylbewerbern beenden
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